Theo Klauß

Eltern und Schule für Menschen mit geistiger Behinderung 

Ohne das Engagement von Eltern gäbe es keine Schule für Kinder mit geistiger Behinderung, das gilt für die entsprechende Sonderschule ebenso wie für die inzwischen vorhandenen Formen integrativen Unterrichts (vgl. Frühauf 1996). Während sich in der Gründung der Allgemeinen Schulen im 19. Jahrhundert vor allem gesellschaftliche und wirtschaftliche Interessen trafen, schlug sich hier vor allem der Einfluß derer nieder, die diese Institution für die Bildung ihrer Kinder und auch für sich selbst als unterstützende und entlastende Institution wollten und brauchten. Um sehr mehr erstaunt es, wie wenig sich die Pädagogik für Menschen mit geistiger Behinderung wissenschaftlich mit der Frage beschäftigt, wie sich das Verhältnis zwischen der Schule für Geistigbehinderte und den Angehörigen ihrer SchülerInnen entwickelt hat und aktuell darstellt. Lediglich zwei neue Erhebungen haben etwas empirisches Licht auf die Frage geworfen, was Eltern von dieser Institution erwarten und halten. Theunissen u.a. (1997) fanden bei einer Untersuchung in den neuen Bundesländern, daß Eltern vor allem umfassende Informationen von der Schule für Geistigbehinderte erwarten. Breitenbach/ Ebert (1998) untersuchten im Bezirk Unterfranken die Einstellungen von Eltern zur „Schule zur individuellen Lebensbewältigung“. Insgesamt zeigen sich diese Eltern relativ zufrieden damit, daß die Schule auf die Bedürfnisse ihrer Kinder eingehe und mit ihrem Fachpersonal optimal fördere, in ihrer großen Mehrheit halten sie diese Schule als Schutz- und Schonraum für wichtig. Eher unzufrieden sind sie jedoch mit den zusätzlichen Therapiemöglichkeiten und mit der Kooperation Schule- Elternhaus (45). Eltern von Kindern mit Down- Syndrom sind hierbei durchwegs kritischer als andere Mütter und Väter, lediglich mit dem aus ihrer Sicht zu geringen Angebot bzgl. der Kulturtechniken sind beide Gruppen gleichermaßen überwiegend unzufrieden. An Wünschen nennen die Eltern hier vor allem mehr Information über Unterricht, Entwicklung des Kindes und weitere Fördermöglichkeiten. Lediglich 22 % der Befragten wünschen allerdings sich mehr Elternmitarbeit (46) - was immer sie darunter verstehen. Erscheinen Eltern hier also vor allem als die, die sich mehr fachliche Information sowie mehr Therapie und Kulturtechniken wünschen, so wird die Seite der Lehrkräfte ausgeblendet. Über ihre Sichtweise gegen Angehörigen von Kindern mit geistiger Behinderung und der Kooperation mit ihnen wissen wir bislang nichts Definitives.

Untersuchungen in anderen schulischen Bereichen zeigen dort eine unterschiedliche Zufriedenheit. Nach Erhebungen aus NRW liegt diese im Grundschulalter am höchsten, hier sich Eltern am häufigsten voll zufrieden (79%), bei Gymnasien (58%), Hauptschule (51%) und Realschule (44%) liegen die Werte niedriger (nach Melzer 1987, 105). Dabei ist jedoch offen, worauf sich diese Zufriedenheit bezieht. Für nicht befriedigend hält in den von Melzer berücksichtigten Untersuchungen die Mehrheit der Eltern ihre Partizipationsmöglichkeiten, darauf bezieht sich die Zufriedenheit offensichtlich nicht. Melzer erhob auch Auffassungen von Lehrkräften zur Partizipation mit Eltern an 13 Schulen Bielefelds (alle Regelschultypen). Danach hält eine hohe Zahl von Lehrkräften elterliche Kontrolle und Kritik für wichtig, und fast alle halten sich für zu wenig qualifiziert, um mit Eltern zu kooperieren.

Lehrerauffassungen zur Partizipation mit Eltern
Zustimmung

	Im Studium und in der Weiterbildung werden Lehrer nicht hinreichend für die Kooperation mit dem Elternhaus qualifiziert
	84,2 %

	Anregungen und praktische Vorschläge der Eltern für die Unterrichtsgestaltung können den Unterricht interessanter machen
	81,4 %

	Die schulischen Erziehungsprozesse bedürfen der elterlichen Kritik und Kontrolle
	71,5 %

	Die pädagogische Entscheidungsfreiheit des Lehrers wird durch eine stärkere Beteiligung der Eltern am Schulgeschehen beeinträchtigt
	34,9 %


Tabelle I (nach Melzer 1987, 128 Auszug)

Gründe für den geringen Entwicklungsstand der Kooperation zwischen Elternhaus und Schule vermuten LehrerInnen vor allem bei den Eltern, die zeitlich überlastet seien (81%), Angst- und Unterlegenheitsgefühle hätten (77,3%) und negative Auswirkungen für ihr Kind befürchteten (50,3%). Zusammenfassend schlußfolgert Melzer (1987): „Lehrer behaupten, daß Angst für Eltern ein Hinderungsgrund sei, sich an Schule zu beteiligen; gleichzeitig fürchten sie aber selbst die Elterngruppe als Interaktionspartner. Lehrer behaupten, daß ein weiteres Hindernis für die Beteiligung der Eltern deren zeitliche und berufliche Beanspruchung sei. Dies darf man Eltern gegenüber allerdings so lange nicht als Desinteresse auslegen ..., wie man die eigene berufliche Belastung als Grund für die Zurückhaltung beim Engagement in der Elternarbeit geltend macht. Lehrer nehmen hier durchaus ein Partialinteresse wahr, das sie bei Eltern kritisieren, wähnen sich aber als Garant eines Allgemeininteresses“ (163). Doch wie stellt sich dieses Verhältnis in der Schule für Geistigbehinderte dar, für die in den Bildungsplänen ein besonders intensives und vertrauensvollen Verhältnis zwischen Lehrkräften und Angehörigen der SchülerInnen vorgesehen ist (vgl. Bildungsplan BaWü). Es scheint mir wichtig zu sein, die hier notwendige empirische Forschung zunächst durch die Entwicklung von begründeten Hypothesen anzuregen. Diese können sich teilweise auf Erkenntnisse aus anderen Bereichen institutioneller Hilfen für Menschen mit geistiger Behinderung gründen, vor allem Publikationen über die Entwicklung des Verhältnissen zwischen Eltern und Fachleuten im Bereich der Frühförderung (Speck/ Peterander 1994, Ziemen 1995, Bieber 1996) und auf Untersuchungen im Bereich von Wohneinrichtungen (Klauß 1993, Klauß/ Wertz- Schönhagen 1993). An einigen Stellen werden im folgenden aus diesen grundsätzlichen Überlegungen ableitbare Fragestellungen für weitere empirische Erhebungen deutlich.

1 Schule braucht Eltern nicht - ohne Eltern bewegt sich Schule nicht

Diese Grundthese bezeichnet eine in sich widersprüchliche Situation, aus der sich manche Probleme begründen lassen. Die Schule für Geistigbehinderte (SfG) funktioniert vollständig ohne Eltern. Gleichzeitig ist sie ganz elementar auf Eltern angewiesen. Nicht nur, weil sie ohne diese wohl gar nicht entstanden wäre, sondern weil von dort auch heute die entscheidenden Entwicklungsanstöße kommen. 

1.1 Eine Schule muß so organisiert sein, daß sie ohne Eltern auskommt

Die Schule für Kinder mit geistiger Behinderung muß auch funktionieren, wenn sich Eltern völlig draußen halten. Ablauf und Inhalt des Schulbetriebes, Zielfestlegungen, Kontrollen - alles findet innerhalb der Schule statt, und vom Staat wird dies vollständig bezahlt. Personalschlüssel und Sachmittel sind so berechnet, daß regulärer Unterricht stattfinden kann. Daraus folgt logisch, daß Eltern tendenziell zum Störfaktor eines umfassend organisierten Ablaufs werden. Sie dürfen nicht nur für das Funktioneren der Schule nicht notwendig gebraucht werden, sondern im Prinzip beeinträchtigen sie den reibungslosen, geplanten Ablauf, wenn sie eigene Wünsche und Vorstellungen einbringen wollen. Unterricht ist ein kollektives Geschehen, Interessen der Eltern müssen aber auf ihr einzelnes, individuelles Kind gerichtet sein und im Prinzip dessen Bevorzugung verlangen. 

1.2 Ohne Eltern entwickelt sich Schule nicht

Diese scheinbar zur ersten Teilthese widersprüchliche Erfahrung wird heute vor allem im Bereich der Integration gemacht. Kaum ein Schulversuch zur Integration wäre ohne Initiativen der Eltern zustande gekommen (Feuser/ Meyer 1987, S. 198). Wenn Schulen für Kinder mit geistiger Behinderung heute besonders gefordert sind, sich weiterzuentwickeln, ihre Konzepte zu hinterfragen und den Förderbedarf jedes einzelnen Kindes ständig neu zu prüfen und zu begründen, so resultiert dies weithin aus dieser Tatsache. Die SfG wird von vielen Eltern trotz insgesamt großer grundsätzlicher Akzeptanz (so Breitenbach/ Ebert 1998) nicht mehr unhinterfragt akzeptiert. 

1.3 Widersprüche bei grundlegender Interessenübereinstimmung

Wie ist der Widerspruch aufzulösen? Die Übereinstimmung beider Seiten lautet: Das Beste wollen, eine möglichst gute Schule, möglichst guten Unterricht. Eltern wie Lehrkräfte fühlen sich dieser Aufgabe verpflichtet. Das schließt aber Gegensätze nicht aus, sondern begründet sie sogar. Aus dieser Verpflichtung heraus haben beide auch gegensätzliche Interessen, die beispielsweise so charakterisiert werden können: 

Interessengegensätze bei grundsätzlichem gemeinsamem Anliegen

	Interessen von Eltern
	Interessen von Lehrkräften

	Alle denkbare Förderung für mein Kind
	Was für jedes Kind gleichermaßen leistbar ist

	Mehr Erfolg für mein Kind
	Was unter gegebenen Bedingungen erreichbar ist


Tabelle II

Weitere möglicherweise gegensätzlich beantwortete Fragen lauten: Wer entscheidet, was in der Schule gemacht wird?. Dieser Gegensatz „blitzt“ vor allem bei besonderen Themen auf, etwa beim Sexualkundeunterricht, vor allem aber bei der Frage der Kulturtechniken. Auch im Umgang miteinander zeigen sich unterschiedliche Interessenlagen. LehrerInnen suchen bei Eltern Anerkennung für die Erschwernisse ihrer Arbeit, Verständnis, Zurückhaltung von Kritik und unerfüllbaren Forderungen. Eltern wollen gute Bildung, aber auch schlicht Entlastung, Tagesstrukturierung, Gesprächsmöglichkeiten für eigene Probleme und Anerkennung der Art und Weise, wie sie sich mit ihrem Kind eingerichtet haben. Dieses soll möglichst wohlgelaunt und nicht unwillig oder aufsässig nach Hause kommen. Von ihrer Aufgabenstellung her stimmen also Eltern und Schule überein: Es geht beiden um das „Wohl des Kindes“. Das muß die Basis jeglicher Kooperation sein. Wo dieses Bewußtsein auf einer der beiden Seiten verkümmert ist, sollte überlegt werden, wie man es wiederbeleben kann.

1.4 Schule und Familie - zwei unterschiedliche Lebenswelten

Eltern wie LehrerInnen wollen nicht nur das Beste für die Kinder, sondern auch für sich selbst - zum Beispiel von der anderen Seite ein Verhalten, das ihnen das Leben und Arbeiten nicht zusätzlich schwer macht, sondern eher erleichtert, sie entlastet. Beide sozialen Systeme haben sich so eingerichtet, daß sie - notfalls auch alleine - existieren können. Die Eltern mußten ihr Zusammenleben organisieren und sinnvoll gestalten, lange bevor sie mit Schule in Berührung kamen. Während aber die Schule im Prinzip die Eltern nicht braucht, benötigen umgekehrt die Eltern die Schule, weil sie ihrem Kind die Bildung, die es benötigt, nicht alleine geben können. Sie sind in einer abhängigen Position. Wenn sie ihre Anliegen einfordern, stören sie prinzipiell das andere System in der Art und Weise, wie dieses sich eingerichtet hat. Wenn sie z.B. Integration fordern, stören sie das herkömmliche Bildungssystem insgesamt. Indem sie dies tun, werden sie jedoch zum Motor von Entwicklung. Umgekehrt bekommen sie aber auch Probleme, wenn die Schule ihre Art, wie sie sich im familiären Alltag eingerichtet haben, um ihre Aufgabe (ein behindertes Kind zu haben) bewältigen zu können, durch ihre Ansprüche in Frage stellt.

Auf der anderen Seite haben sich auch Schule und Lehrkräfte so eingerichtet, daß ihre Aufgabe bewältigbar ist. Es gibt Routinen und scheinbar unhinterfragbare Selbstverständlichkeiten, von Eltern wird ein Anerkennen dieser Bedingungen, tatsächlicher oder angeblicher Sachzwänge gefordert. Ansprüche von Eltern beeinträchtigen dies möglicherweise. Die Schule erhält damit - wie übrigens jede Hilfe- Institution - einen Doppelcharakter: sie soll und will Belastung abnehmen, zugleich belastet sie, weil sie Ansprüche stellt, bisher Bewährtes in Frage stellt und Einfluß nimmt. Trotz gleichgerichtetem grundsätzlichem Interesse sind konkurrierende soziale Systeme entstanden, die Anspruch auf den gleichen Menschen, das einzelne Schulkind erheben. Für dieses bedeutet das eine Existenz in (mindestens) zwei Lebenswelten. Das wiederum bedeutet Bereicherung und Irritation zugleich. 

1.5 Auflösung des Widerspruchs in der Praxis

Wie geht nun die Praxis mit diesem Widerspruch um, daß Schule auf Eltern nicht angewiesen ist, sie aber doch braucht? Darauf gibt es wohl keine allgemeine Antwort, weil es von den jeweiligen Kollegien und Schulleitungen, auch von den Eltern abhängt, wie damit umgegangen wird. Das Spektrum reicht von den Schulen, die Eltern nur zum Spendensammeln und als HelferInnen bei Schulfesten einspannen und sonst draußen halten bis zu denen, die sich um möglichst umfassende Information und Einbeziehung bemühen, obwohl sie das in innere Konflikte bringen kann. Historisch ist die Schule durch eine Aufteilung der elterlichen Erziehungsaufgabe, der familiären Kompetenz in bezug auf die Kinder entstanden. Daraus entsteht die Frage, welche Kompetenzen die Eltern bei dieser Arbeitsteilung behalten haben. Typisch für die SfG scheint mir zu sein, daß sich hier eine Rollenverteilung entwickelt hat, in der die Schule den bestimmenden Part behält. Hier geht es um mehr als um Bildung. Vorgänger der Schulen waren von Elternverbänden eingerichtete Tagesstätten. Diese sind entstanden, um die Familien zu entlasten - um sie in dem zu ergänzen, was sie nicht alleine bewältigen konnten.

2 Eltern sind eher als UnterstützerInnen bei der Bewältigung der schulischen Aufgaben und als Hilfebedürftige gefragt, weniger als Einflußnehmende

Der ersten These werden viele Lehrkräfte widersprechen: Wir kommen ohne Eltern nicht aus - zumindest ginge vieles schlechter. Auf die Frage, wozu sie Eltern brauchen, werden sie etliches nennen. 

2.1 Eltern als UnterstützerInnen

· Wir brauchen Informationen von Eltern

· Wir sind darauf angewiesen, daß Anstöße der Schule zu Hause unterstützt und weitergeführt werden

· Der Bildungsplan fordert eine möglichst große Übereinstimmung zwischen Schule und Elternhaus, das geht ohne deren Bereitschaft nicht

· Ohne Eltern hätten wir weniger Ressourcen, weil/wenn diese über Fördervereine etc. Spenden sammeln und für besondere Projekte zur Verfügung stellen

· Ohne Eltern gelänge die Akzeptanz der Schule im Ort, im Stadtteil viel schlechter und politische Einflußnahme ist der Schule kaum, Eltern hingegen viel effektiver möglich

· Viele Feste, sportliche und kulturelle Veranstaltungen kämen nicht zustande, wenn sich Eltern nicht engagierten

Unterstützung durch Eltern

	· Informationen von Eltern
	· Unterstützung schulischer Anstöße

	· Übereinstimmung bei Förderzielen
	· Materielle Unterstützung 

	· Politische Unterstützung
	· Organisatorische Hilfen bei Veranstaltungen


Tabelle III

Aus solchen Gründen findet Kooperation mit Eltern auch bisher schon und zum Teil in beträchtlichem Maße stattfindet. Doch das ändert nichts an der Grundaussage: Schule organisiert sich selbst - sie läuft allerdings besser, wenn sie Unterstützung erfährt.

2.2 Eltern als Hilfebedürftige

Auf der anderen Seite werden Eltern als Hilfebedürftige gesehen. Im Bildungsplan Baden- Württembergs heißt es: "Aufgrund der besonderen Gegebenheiten bei geistigbehinderten Kindern und Jugendlichen ist eine enge Zusammenarbeit zwischen Elternhaus und Schule mit dem Ziel weitmöglicher Übereinstimmung in der Erziehung erforderlich. Durch die Mehrarbeit an Pflege sowie durch umfassende Hilfeleistungen entsteht für die Familie eine Vielzahl von besonderen Belastungen. Zu deren Bewältigung bietet auch die Schule für Geistigbehinderte der Familie Beratung und Unterstützung an. Hausbesuche der Lehrer und Mitarbeiter, regelmäßige Elternsprechstunden, Elternabende und Hospitationen der Eltern in der Schule und andere Veranstaltungen sind wesentliche Formen der Zusammenarbeit" (Ministerium für Kultus und Sport Baden-Württemberg 1982, 8). Eltern erweitern damit das Aufgabenspektrum der Schule, sie verursachen zusätzliche Arbeit, indem sie in ihrer Erziehungsaufgabe unterstützt werden sollen. Hier sind berechtigte Anliegen angesprochen, die ebenfalls eine fachlich fundierte Kooperation mit Angehörigen begründen. Doch sollte beachtet werden, daß die Schule damit in das häusliche Zusammenleben, in die Art und Weise ein, in der Familien sich mit einem behinderten Kind eingerichtet haben, eingreift. Damit kommen zwei Annahmen zum Tragen: Einerseits über die Kompetenzen der Eltern. Sie sind nur Ratschlagempfänger, keine Ratgeber. Andererseits über die Kinder: Sie brauchen eine Gleichbehandlung in Elternhaus und Schule, eine möglichst gute Absprache. 

Eltern werden als Hilfebedürftige gesehen

	· Belastete Familien benötigen Entlastung
	· Fehlerziehung in der Familie erfordert Korrektur

	· Eltern benötigen Beratung bei der „Bewältigung“ der Behinderung
	· Eltern benötigen Informationen über pädagogische und Unterstützungsangebote


Tabelle IV

2.3 Eltern als Problemfälle

Daß das so begründete Verhältnis nicht reibungslos abläuft, zeigt sich in auftretenden Konflikten. Ihre Häufigkeit und Vielfalt sind empirisch noch nicht untersucht. Gelegentlich werden in der Literatur typisierend Konfliktsituationen geschildert, etwa die folgenden (Lanzinger 1995): 

· Die Mutter eines neuen Schülers berichtet beim Elternabend, ihr Sohn nässe wieder ein - bei der vorigen Lehrerin sei das ganz weg gewesen. Die Lehrerin fühlt sich verletzt.

· Vor dem ersten Schullandheim sagen Eltern, sie wollten ihr Kind nicht alleine lassen. ‘Er war noch nie allein!’ - Die Lehrerin entrüstet sich: ‘Die ganze Klasse ist doch da und ich auch!’

· „Wenn die Kinder schon behindert sind, dann muß man alles dran setzen, daß nichts versäumt wird. Sie sagen ja selber, unsere Kinder lernen langsamer. Warum vertun sie so viel Zeit! Spielen können die Kinder doch auch zu Hause ... Wie viele Stunden in der Woche haben die Kinder rechnen? Nur mal so als Beispiel. Das ist doch wirklich wichtiger als malen“ (S. 7).

Was fällt bei solchen Situationsschilderungen auf? Eltern werden als Problemfälle gesehen. Es gibt zwischen beiden Seiten offenbar eine Neigung zur gegenseitigen Beschuldigung/ Kränkung und Rechtfertigung - mit der Folge, daß es in Konflikten oft nicht mehr um die Sache, die möglichst gute Bildung der Kinder geht, sondern um persönliche Konflikte. Hier werden nur noch gegenseitig Schuldige gesucht. Die Alternative zu einem solchen Verlauf hieße: Gründe suchen und damit umgehen. Das führt zu Lösungen. Dieser Weg geht davon aus, daß man einiges kann, aber nicht alles. Er läßt fragen: Was kannst und willst Du, was ich, wie können wir uns einigen? Es geht um Arbeitsteilung zwischen Schule und Eltern, bei der beide Seiten in ihren Kompetenzen anerkannt werden und diese nutzen und zum Vorteil des Kindes einbringen können.

3 Was bedeutet Kompetenzorientierung?

Schule ist aus Arbeitsteilung entstanden und stellt weiterhin eine Arbeitsteilung dar. Doch wie sind Arbeit und konkrete Aufgaben verteilt - und wie die Kompetenzen? Die entscheidende Frage des Verhältnisses zwischen Schule und Eltern scheint mir die Frage der Anerkennung und Nutzung der beiderseitigen Kompetenzen zu sein. Es geht um Arbeitsteilung, bei der beide Seiten das einbringen, was sie gut können und sich gegenseitig deshalb als kompetente Partner ansehen und behandeln. Diese Arbeitsteilung kann von Elternpaar zu Elternpaar, vielleicht auch von Schule zu Schule unterschiedlich sein, je nach Zeit und Energie und Können, die hier eingebracht werden können. Aber der Ausgangspunkt sollte ein Verständnis sein, das dem Gegenüber nicht von vornherein Kompetenzen, Fähigkeiten, Rechte abspricht, sondern sie ihm zutraut und zubilligt - und dann gemeinsam klärt, was wessen Part sein soll. 

3.1 Vom Laien- zum Kompetenzmodell in der Frühförderung

Die Pädagogik für Menschen mit geistiger Behinderung bemüht sich seit Jahren, ein solches Verständnis zu begründen und zu fördern. Sie spricht von einem sog. Paradigmawechsel. Die Pädagogik soll die Menschen, mit denen sie zu tun hat, als vollwertige Gegenüber und nicht als auf eigene Vorstellungen hinzutrimmende Objekte verstehen. Das darf natürlich nicht nur die Menschen mit geistiger Behinderung selbst, sondern muß auch deren Familien betreffen. Vor allem in der Frühförderung wird beschrieben, daß sich das Verhältnis zu den Eltern in dieser Weise verändert habe. Man spricht von einem Weg vom Laien- über das Ko- Therapeuten- zum Kooperationsmodell. 

Entwicklung des Eltern-Profi-Verhältnisses in der Frühförderung

	Laienmodell
	Co-Therapeutenmodell
	Kooperationsmodell

	· Eltern sind abhängig; sind Informationsbringer und Empfänger
	· Eltern wirken aktiv mit unter Anleitung der Fachleute
	· Beide Seiten bringen Informationen und Fähigkeiten gleichberechtigt ein


Tabelle V (nach Ziemen 1995, 87)

3.2 Kompetenzorientierung in der SfG 

Wie weit ist dieser Paradigmawechsel auch in der SfG vollzogen? Wie werden hier Eltern gesehen und behandelt? Gilt beispielsweise noch die Auffassung von einer prinzipiellen Fehlerzogenheit geistig behinderter Kinder, die die Schule korrigieren müsse, wie Bach (199515) es vermutete? Was folgt aus dem Versuch, (auch) Eltern nicht über ihre Defizite, sondern über ihre Kompetenzen zu verstehen und entsprechend mit ihnen umzugehen? Ich möchte zunächst auf zwei Aspekte aufmerksam machen, die belegen, wie wichtig es ist, die eigenen in Jahren mit ihren Kindern erworbenen Kompetenzen von Eltern zu beachten.

Eltern haben Erfahrungen, die gültig sind.

Es ist nicht davon auszugehen, daß Eltern immer die Hilfe- und Ratbedürftigen, Schulen immer der wissende und gebende Teil sind. Befaßt man sich mit der Lebenssituation von Familien mit Kindern, die wir geistig behindert nennen, aus einer neutralen Position heraus, so beeindruckt die Leistung, die Familien hier erbringen (vgl. Klauß 1993). Nicht die gescheiterte Familie ist die typische Familie. Natürlich gibt es Eltern, die mit diesen oder jenen Aspekten der Erziehung überfordert sind - das gibt es übrigens bei LehrerInnen auch. Doch auch wenn vermutlich der Anteil an der Betreuung ihrer Kinder scheiternder Mütter und Väter bei Kindern mit Behinderungen etwas höher liegen dürfte als bei anderen Familien, gelingt es doch der großen Mehrzahl von ihnen, ein Leben mit ihrem Kind so zu gestalten, daß sie es als sinnvoll und lebenswert empfinden. Die Erfahrungen, die sie dabei vor und außerhalb der Schule machen, sind auch für Fachkräfte wichtig.

Ein Leben in zwei Welten ist reicher - und auch für Kinder mit geistiger Behinderung leistbar.

In vielen Situationen ist es sicher gerechtfertigt, die etwa im baden- württembergischen Bildungsplan geforderte hohe Übereinstimmung zwischen PädagogInnen und Elternhaus anzustreben. Ich mache aber immer wieder gerne darauf aufmerksam, daß Goffman (1973) eine „Totale Institution“ dadurch kennzeichnet, daß in ihr überall gleiche Regeln gelten, daß alles über einen bekannt ist etc.. Als Freiheit empfinden wir demgegenüber ein Leben in mehreren Welten, mit unterschiedlichen Regeln und Normen, in denen wir unterschiedliche Rollen einnehmen können. Neben das Ziel der hohen Übereinstimmung muß ein anderes gesetzt werden, die Eigenwertigkeit der unterschiedlichen Lebenswelten Schule und Elternhaus anzuerkennen und nicht zu versuchen, beide einander völlig anzugleichen. Durch die Aufgabe eines solchen umfassenden Anspruchs fallen Konfliktanlässe weg, die nur daraus resultieren, daß beide Seiten meinen, die anderen müßten möglichst alles so sehen und machen wie man selbst. Für die Kinder mit geistiger Behinderung ergeben sich daraus mehr Freiheitsgrade, und die meisten können m.E. sehr wohl zwischen verschiedenen Welten mit ihren unterschiedlichen Regelungen unterscheiden (vgl. Klauß/ Wertz- Schönhagen 1993).

3.3 Niveaus der Kooperation mit Eltern

Kompetenzorientierung erfordert Transparenz und Information. In den Richtlinien von Rheinland- Pfalz wird formuliert: „Die Eltern werden von Anfang an über die Gestaltung des Unterrichts informiert, bei der Erstellung von individuellen Förderplänen beteiligt und in das Schulleben aktiv einbezogen“ (7). Das folgende Beispiel setzt diese Ziele um und orientiert sich dabei an Vorschlägen der Zeitschrift Lernen Konkret (1995) zu diesem Thema. In eigenen Formularen werden Eltern über das informiert, was in der Schule „dran ist“ - allgemein für die ganze Klasse und spezifiziert für ihr Kind. 

_____________________- Schule, 
Klasse/ Lerngruppe:

	· Zeitraum der Unterrichtsplanung

	· Die Klasse arbeitet in den nächsten Wochen unter dem Thema/ den Themen:

	· Das Thema hat als Schwerpunkt folgende Ziele und Inhalte:

	· Für ______________________ bedeutet das:

	· Weitere Schwerpunkte für Ihr Kind:

	· Datum und Unterschrift


Tabelle VI (nach lernen konkret 1995)

Außerdem finden Gespräche mit den Eltern statt, in denen der Werdegang ihres Kindes nach der Schule besprochen wird, dies wird auch in Elternabenden thematisiert - und von Eltern gerne genutzt. Drittens werden die Eltern gefragt, welche Themen sie beim Elternabend interessieren. Da erfahrungsgemäß dazu wenige Vorschläge von den Eltern kommen, erhalten sie Listen mit möglichen Themen zum Auswählen. In solchen Ansätzen ist der deutliche Willen zu erkennen, Eltern ernst zu nehmen. Aber das Subjekt- Objekt- Verhältnis ist offenbar schwer zu überwinden. Eltern sind die, die neben ihren Kindern ebenfalls Hilfe brauchen, ein Anrecht darauf haben, die auch gefragt werden und ein Recht auf Information haben, das ist der Fortschritt. Doch daß einige mehr als informiert sein wollten und könnten, wird nicht beachtet. Auch in den Untersuchungen von Theunissen u.a. (1997) und Breitenbach/ Ebert (1998) wird vor allem gefragt, worüber Angehörige mehr Informationen wünschen, eine einzige pauschale Frage nach dem Wunsch nach Mitwirkung ist mißverständlich. Vermutlich wird darunter von den Gefragten vor allem die Beteiligung an Elterngremien oder beim Schulfest verstanden.
3.4 Information und ein Schritt weiter ...

Die regelmäßige Information, der Einblick für Eltern in das schulische Geschehen ist ein wesentlicher Schritt zu einer kompetenzorientierten Kooperation mit Angehörigen. Eltern erleben, daß ihre Bedeutung ernstgenommen wird. Doch Schulen, die Eltern besser zu informieren und damit einzubeziehen versuchen, machen auch negative Erfahrungen. Eltern kommen nicht, wählen keine Themen aus, interessieren sich nicht. Mittelschichtseltern verhalten sich etwas anders als andere, aber sie lehnen auch am ehesten die SfG ab, wollen lieber Integration. Für solche Mißerfolge sind viele Gründe vorstellbar. Vermutlich spielt die soziale Situation ebenso eine Rolle wie Desinteresse oder Überlastung. Möglicherweise haben aber viele Eltern auch bei solchen Versuchen noch nicht das Gefühl, wirklich gefragt zu sein. Möglicherweise ist die SfG - um in der Sprache der Frühförderung zu sprechen - erst vom Laienmodell zum Kotherapeutenmodell fortgeschritten, noch nicht aber zum Kooperationsmodell, bei dem auch die eigene Entscheidungskompetenz von Eltern beachtet wird. Beteiligung von Eltern kann unter der Zielsetzung der Kompetenzorientierung weitere Schritte umfassen. Im Selbstverständnis der Schule und ihrer Lehrkräfte dürften sich hier unterschiedliche Einstellungen und daraus resultierende Verhaltensweisen Eltern gegenüber auffinden lassen. Lehrkräfte können hier zunächst für sich klären, wie weit sie auf diesem Weg zur Kompetenzorientierung bereits gegangen sind. Dabei lassen sich bzgl. der Sichtweisen auf schulischer Seite mehrere Niveaus unterscheiden. 

Niveaus an Kompetenz, die Eltern zugebilligt wird

	„Stufen“ der Kompetenzen
	Sichtweise an konkreter Schule

	· Eltern als Laien und (potentielle) StörerInnen
	

	· Eltern als DienstleistungsempfängerInnen (werden „beraten“)
	

	· Eltern als Unterstützende (geben Informationen, führen zu Hause fort) und Anerkennende
	

	· Eltern als Informierte (Transparenz, Wissen über Geschehen in der Schule) und Beurteilende
	

	· Eltern als Gestaltende (bestimmen mit, was in der Schule geschieht)
	


Tabelle VII

Doch auch auf Elternseite gibt es entsprechende unterschiedliche Sichtweisen und Interessenlagen bezüglich der Kooperation mit der Schule. Auch wenn sich eine Mehrheit von Eltern vermutlich ganz allgemein mehr Information von der Schule wünscht, gibt es weiterhin Mütter und Väter, die sich im Prinzip als Laien sehen und auch so verhalten möchten, vielleicht weil sie sich nicht mehr zutrauen oder mit der Gestaltung ihres familiären Lebens völlig ausgelastet sind. Andere benötigen und wünschen Dienstleistungen der Schule für sich in Form von persönlicher oder fachlicher Beratung, eine weitere Gruppe möchte und kann die Schule mit ihren Möglichkeiten unterstützen. Eigene Urteile über die Schule zu bilden, diese entscheidend einzubringen und die Institution gar in ihren Kernbereichen mitzugestalten, das werden sich nur eine begrenzte Zahl von Eltern zutrauen und deshalb auch wünschen (vgl. Breitenbach/ Ebert 1998). 
3.5 Gegenstand der Beteiligung/ Gestaltung

Die konkrete Kooperation zwischen Schule und Eltern findet zudem nicht nur auf verschiedenen Niveaus der Kompetenzzubilligung, sondern auch unterschiedlich je nach Aspekt des schulischen Geschehens statt, um den es hierbei geht. So dürfte es leicht fallen und weithin üblich sein, Eltern bei Schulfesten mitgestalten zu lassen - selten dagegen bei den Kernbereichen der Schule, bei Unterricht und Förderung. Zur Reflexion der Elternbeteiligung gehört deshalb auch die Frage, in welchem Ausmaß diese in bezug auf unterschiedliche Aufgabenfelder der SfG realisiert wird bzw. werden soll. Auch hier sollten sich Schule wie Eltern die vorhandene Situation bewußt machen und überlegen, welche Veränderungen wünschenswert sind.

Eltern zugebilligte Kompetenz in verschiedenen Aufgabenbereichen der Schule

	· Aufgabenbereich
	Mitgestaltung durch Eltern (bisher)
	Perspektive (wünschenswert - sinnvoll)

	· Feste, Öffentlichkeitsarbeit
	( gering
	( mittel
	( hoch
	( mehr
	(gleich
	( weniger

	· Schulhausgestaltung, Pausen- Freizeitbereich etc.
	( gering
	( mittel
	( hoch
	( mehr
	(gleich
	( weniger

	· Klassenfahrten, Ausflüge, Unternehmungen
	( gering
	( mittel
	( hoch
	( mehr
	(gleich
	( weniger

	· Klassenzusammensetzung/- größe
	( gering
	( mittel
	( hoch
	( mehr
	(gleich
	( weniger

	· LehrerInnen- Einsatz, Personalfragen
	( gering
	( mittel
	( hoch
	( mehr
	(gleich
	( weniger

	· Besondere Förderangebote (an​gebotene Konzepte, Verteilung)
	( gering
	( mittel
	( hoch
	( mehr
	(gleich
	( weniger

	· Individueller Förderplan
	( gering
	( mittel
	( hoch
	( mehr
	(gleich
	( weniger

	· Schulform, Integration
	( gering
	( mittel
	( hoch
	( mehr
	(gleich
	( weniger

	· Planung des Lebensweges nach der Schule
	( gering
	( mittel
	( hoch
	( mehr
	(gleich
	( weniger

	· Unterricht: punktuelle Mitwirkung
	( gering
	( mittel
	( hoch
	( mehr
	(gleich
	( weniger

	· Unterricht: kontinuierlicher Einfluß (Inhalte, Methoden ...)
	( gering
	( mittel
	( hoch
	( mehr
	(gleich
	( weniger


Tabelle VIII

4 Eine konzeptionelle Gestaltung der Elternbeteiligung ist auf allen Niveaus notwendig

Für eine SfG, die ihre Kooperation mit Angehörigen neu gestalten will, stehen nach eines solchen Reflexion Entscheidungsfragen an. Um möglichst hohe Transparenz für Eltern und Lehrkräfte zu erreichen, ist die Erarbeitung einer Konzeption notwendig, die unter anderem vorsieht, daß es verschiedene Formen und Niveaus der Zusammenarbeit geben muß. Natürlich ist es im Interesse der SchülerInnen sinnvoll, ein möglichst „hohes“ Niveau der Kooperation anzustreben. Doch eine konsequente Orientierung an den elterlichen Kompetenzen bedeutet auch, daß nicht ein Niveau gegen das andere auszuspielen und positiver oder negativer zu bewerten ist. Eltern brauchen und wollen Unterschiedliches: Als Laien der Schule alles überlassen - und über alles mitbestimmen. 

Die Schule sollte eine Konzeption erarbeiten, die diese Vielfalt berücksichtigt, sonst bleibt die Kooperation mit den Eltern ins Belieben der einzelnen Lehrkraft gestellt und damit ein Glücksfall. Sie darf darin nicht eine Form für alle festschreiben. Sie muß sich darüber klar werden, welche Angebote sie für die Mütter und Väter hat, die Laien sind und bleiben wollen - bis hin zu denen, die bereit und willens sind, aktiv Schule mitzugestalten. Für alle Formen braucht die Schule Konzepte, sie darf nicht anklagen, wenn es unterschiedlich läuft, das ist vielmehr normal. Das widerspricht nicht der Hoffnung, daß Eltern, die sich als Laien ernst genommen fühlten, auch zu einer intensiveren Zusammenarbeit zu gewinnen sind, wenn sie sich dafür entscheiden.

Welche Elemente sollten in einer Konzeption der Beteiligung von Eltern enthalten sein? Grundsätzlich scheint mir folgendes beachtenswert:

· Verschiedenheit der Lebenswelten anerkennen

· Übereinstimmung soweit nötig, Vielfalt wo möglich

· Arbeitsteilung auf Grundlage gegenseitig anerkannter Kompetenzen statt gegenseitiger Bevormundung

· Gegenseitige Beratungskompetenzen nutzen

· Transparenz als Grundlage sachlich/ fachlicher statt persönlicher Auseinandersetzungen

· Klärung von Entscheidungswegen und Beteiligungen daran und Einrichtung von Beschwerdewegen bei gegenseitiger Unzufriedenheit

Das Bemühen um eine solche Konzeption ist für beide Seiten kein Altruismus, es resultiert vielmehr aus folgenden Erkenntnissen:

· Weder Schule noch Eltern können den SchülerInnen alles geben, was sie brauchen.

· Eltern können ihren Kindern etwas geben, was Schule nicht kann und umgekehrt.

· Bei allen Gegensätzen ist von einem gemeinsamen Interesse auszugehen. Wo dieses nicht gesehen und realisiert wird (bei Eltern wie bei LehrerInnen), ist es zu fördern. 

· Die Qualität einer Schule bemißt sich auch an der hierfür notwendigen Konzeption.

· Möglicherweise resultiert nicht- Beteiligung von Eltern auch daraus, daß sie nur sehr begrenzt in ihren Kompetenzen ernstgenommen werden. Aus beiden Erkenntnissen resultiert die Notwendigkeit einer kompetenzorientierten Arbeitsteilung mit Eltern.
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